
3. Verordnung zur Änderung der 
Verordnung über die Beförderungs-
entgelte und Bedingungen für den 

Verkehr mit Taxen in der Stadt 
 Kaufbeuren (Taxitarifordnung)

Vom 24.07.2024

Die Stadt Kaufbeuren erlässt aufgrund 
von § 51 Abs. 1 des Personenbeförde-
rungsgesetzes (PBefG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 8. August 
1990 (BGBl. I S. 1690), zuletzt geändert 
durch Art. 7 Abs. 4 Gesetz zur Umset-
zung der Richtlinie (EU) 2021/2118 im 
Hinblick auf die Kraftfahrzeug-Haft-
pflichtversicherung und die Kontrolle 
der entsprechenden Versicherungs-
pflicht und zur Änd. anderer versi-
cherungsrechtlicher Vorschriften vom 
11.4.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 119), i.V.m. 
§ 11 der Verordnung über die Zuständig-
keit zum Erlass von Rechtsverordnun-
gen vom 28. Januar 2014 (GVBl. S. 22, 
BayRS 103-2-V), die zuletzt durch § 1 
Abs. 1 der Verordnung vom 4. Juni 2024 
(GVBl. S. 98) geändert worden ist, so-
wie § 15 der Zuständigkeitsverordnung 
vom 16. Juni 2015 (GVBl. S. 184, BayRS 
2015-1-1-V), die zuletzt durch § 1 Abs. 
5 der Verordnung vom 4. Juni 2024 
(GVBl. S. 98) geändert worden ist, fol-
gende vom Stadtrat am 23.07.2024 be-
schlossene 3. Verordnung zur Änderung 
der Verordnung über die Beförderungs-
entgelte und Bedingungen für den Ver-
kehr mit Taxen in der Stadt Kaufbeuren 
(Taxitarifordnung):

§ 1
Änderungen

Die Verordnung über die Beförderungs-
entgelte und Bedingungen für den Ver-
kehr mit Taxen in der Stadt Kaufbeu-
ren (Taxitarifordnung) vom 29.04.2015 
(veröffentlicht im Amtsblatt der Stadt 
Kaufbeuren Nr. 8/2015 am 07.05.2015), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 
22.06.2022 (veröffentlicht im Amtsblatt 
der Stadt Kaufbeuren Nr. 13/2022), wird 
wie folgt geändert:
1. § 3 wird wie folgt gefasst:

„§ 3
Tarife

(1) Für die Benutzung von Taxen wer-
den, soweit sich nicht aus den §§ 6 und 7 
oder einer Sondervereinbarung nach § 8 
dieser Verordnung etwas anderes ergibt, 
in jedem Fall Beförderungsentgelte nach 
folgenden Tarifen berechnet:
Tarif I
Bei Leer-, Abhol- und Rundfahrten ohne 
Rücksicht auf die Personenzahl in der 
Zeit von 06.00 bis 22.00 Uhr 
a)  Mindestgebühr einschließlich Be-

förderungsentgelt für die erste Weg-
strecke bis zu 166,67 m 4,90 Euro

b)  Beförderungsentgelt für jede weitere 
angefangene Wegstrecke von  
166,67 m 0,20 Euro (= 1,20 Euro/km)

Tarif II
Bei Zielfahrten ohne Rücksicht auf die 
Personenzahl in der Zeit von 06.00 bis 
22.00 Uhr 
a)  Mindestgebühr einschließlich Beför-

derungsentgelt für die erste Wegstre-
cke bis zu 80 m 4,90 Euro

b)  Beförderungsentgelt für jede weitere 
angefangene Wegstrecke von 80 m 
 0,20 Euro = (2,50 Euro/km)

Tarif III
Bei Leer-, Abhol- und Rundfahrten ohne 
Rücksicht auf die Personenzahl in der 
Zeit von 22.00 bis 06.00 Uhr
a)  Mindestgebühr einschließlich Beför-

derungsentgelt für die erste Wegstre-
cke bis zu 153,85 m 4,90 Euro

b)  Beförderungsentgelt für jede weitere 
angefangene Wegstrecke von 

 153,85 m 0,20 Euro (= 1,30 Euro/km)
Tarif IV
Bei Zielfahrten ohne Rücksicht auf die 
Personenzahl in der Zeit von 22.00 bis 
06.00 Uhr

a)  Mindestgebühr einschließlich Beför-
derungsentgelt für die erste Wegstre-
cke bis zu 74,07 m 4,90 Euro

b)  Beförderungsentgelt für jede weitere 
angefangene Wegstrecke von  
74,07 m 0,20 Euro (= 2,70 Euro/km)

(2) Die Beförderungsentgelte nach den 
Tarifen I bis IV werden für die Strecke 
von Beginn der Fahrt bis zu der Stelle 
berechnet, an der der letzte Fahrgast 
aussteigt. Wenn bei einer Fahrt ein neu-
er Tarif maßgeblich wird, so ist von da 
an nur das Beförderungsentgelt für jede 
weitere angefangene Wegstrecke im Sin-
ne des Abs. 1 nach dem neuen Tarif zu 
berechnen. Wer ein Taxi zur Abholfahrt 
bestellt, dann aber nicht benutzt, hat das 
Beförderungsentgelt nach Tarif I bzw. 
nach Tarif III (§ 3 Abs. 1) in doppelter 
Höhe abzüglich der Mindestgebühr von 
4,90 Euro zu bezahlen.
(3) Die Umschaltung von Tagtarif/
Nachttarif muss zu den in Abs. 1 ge-
nannten Zeiten automatisch erfolgen.
„
2.  In § 4 wird die Zahl „36,00“ durch 

die Zahl „38,00“ und „20 Sekunden“ 
durch „19 Sekunden“ ersetzt.

3.  § 6 Abs. 2 und 3 werden wie folgt ge-
fasst:

„(2) Bei Störungen des Fahrpreisanzei-
gers wird das Beförderungsentgelt für 
die etwaige Leerfahrt und die Fahrt mit 
Fahrgästen, jedoch ausschließlich der 
Rückfahrt zum Taxiplatz, nur nach den 
zurückgelegten Kilometern berechnet. 
Für jeden Kilometer werden berechnet
bei einer Fahrt im Sinne  
des Tarifes I 1,20 Euro
bei einer Fahrt im Sinne  
des Tarifes II 2,50 Euro
bei einer Fahrt im Sinne  

des Tarifes III 1,30 Euro
bei einer Fahrt im Sinne  
des Tarifes IV 2,70 Euro
(3) Bei Störungen des Fahrpreisanzei-
gers wird eine Wartezeit bis zu 5 Minu-
ten nicht berechnet; übersteigt die War-
tezeit 5 Minuten, so darf für jede Minute 
der Wartezeit ein Entgelt von 0,70 Euro 
berechnet werden.
“ 

§ 2
Inkrafttreten

Diese Änderungsverordnung tritt am 
01.09.2024 in Kraft.

Kaufbeuren, 24.07.2024
Stadt Kaufbeuren
Stefan Bosse
Oberbürgermeister

Satzung für die städtische Sing- und 
Musikschule Kaufbeuren 

(Sing- und Musikschulsatzung)
Vom 26.06.2024

Die Stadt Kaufbeuren erlässt auf Grund 
der Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 der Ge-
meindeordnung für den Freistaat Bay-
ern (GO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22. August 1998 (GVBl. 
S. 796, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt 
durch die §§ 2, 3 des Gesetzes vom 24. 
Juli 2023 (GVBl. S. 385, 586) geändert 
worden ist, folgende vom Stadtrat am 
25.06.2024 beschlossene Satzung für 
die städtische Sing- und Musikschule 
(Sing- und Musikschulsatzung):

§ 1
Präambel

Die Sing – und Musikschule ist eine 
Bildungseinrichtung im Sinne des 
Strukturplanes des Verbandes deutscher 
Musikschulen (VdM). Sie erfüllt die 
Anforderungen der „Verordnung über 
die Führung der Bezeichnung Sing-
schule und Musikschule“ (Sing- und 
Musikschulverordnung) hinsichtlich 
des fachlichen Aufbaus, der Grundfach-
verpflichtung für Kinder im Vor- und 
Grundschulalter, der Fächerbreite im 
Instrumentalunterricht, der Qualifikati-
on und des Beschäftigungsverhältnisses 
des Lehrpersonals, Ordnung des inneren 
Betriebs und der sozialen Gebühren-/
Entgeltgestaltung. Sie berücksichtigt 
insbesondere die Aussagen der kom-
munalen Spitzenverbände in ihren Leit-
linien und Hinweisen zur Musikschule 
und orientiert sich an den Ausführungen 
des KGSt-Gutachtens Musikschule.

§ 2
Name, Sitz, Schulträger

(1) Die Sing- und Musikschule ist eine 
von der Stadt Kaufbeuren getragene 
Bildungseinrichtung für gemeindean-
gehörige Kinder und Jugendliche. Sie 
führt die Bezeichnung „Ludwig Hahn 
Sing- und Musikschule der Stadt Kauf-
beuren“. Im Sinne eines flächendecken-
den Angebotes ist sie auch offen für 
gemeindeangehörige Erwachsene sowie 
Kinder, Jugendliche und Erwachsene 
der umliegenden Gemeinden. 
(2) Der Schulträger kann zulassen, dass 
die Schule generelle Bildungseinrich-
tung ist für Kinder und Jugendliche aus 
einer in der Stadt Kaufbeuren ansässi-
gen gemeinnützigen Einrichtung (z. B. 
Verein), auch soweit die zur Unterrich-
tenden in Kaufbeuren nicht gemeinde-
angehörig sind.

§ 3 
Auftrag

(1) Die Musikschule ist eine öffentliche 
Bildungseinrichtung in der kommunalen 
Bildungslandschaft und nimmt in die-
sem Rahmen die Aufgaben der kommu-
nalen Daseinsvorsorge wahr. Sie erfüllt 
einen eigenständigen Bildungsauftrag in 
der außerschulischen Musikerziehung 
und kooperiert mit Kindertagesstätten 
und allgemeinbildenden Schulen sowie 
weiteren Kooperationspartnern. Sie 
pflegt und vermittelt das Kulturgut Mu-
sik. Als Angebotsschule führt sie Kin-
der, Jugendliche und Erwachsene zum 
Singen und Musizieren und leistet einen 
Beitrag zur sozialen Erziehung. Die Mu-
sikschule schafft auch die Grundlagen 
für eine spätere musikalische Berufs-
ausbildung. 
(2) Sie pflegt Sing- und Musizierformen 
aus allen Gebieten der Musik und arbei-
tet eng mit anderen musikalischen und 
kulturellen Einrichtungen zusammen.
(3) Die Schule verfolgt ausschließlich 
und unmittelbar gemeinnützige Aufga-
ben im Sinne des Abschnittes "steuer-
begünstigte Zwecke" der Abgabenord-
nung.

§ 4
Aufbau, Angebot, Unterrichts-

bedingungen
Der innere Aufbau der Musikschule, 
das Unterrichtsangebot und die Unter-
richtsbedingungen entsprechen der 
Sing- und Musikschulverordnung sowie 
dem Strukturplan des Verbandes deut-
scher Musikschulen und werden in einer 
Schulordnung, die als Anlage Bestand-
teil dieser Satzung ist, niedergeschrie-
ben. 

§ 5
 Gebühren 

Die Nutzerinnen und Nutzer des Musik-
schulangebots leisten einen finanziellen 
Eigenbeitrag zu den Kosten der Musik-
schule in Form von Gebühren. Diese 
werden in einer eigenen Gebührensat-
zung zu dieser Satzung festgelegt.

§ 6 
Räumlichkeiten und Ausstattung

Der Schulträger sorgt für geeignete 
Unterrichts- und Verwaltungsräume in 
bedarfsgerechtem Umfang und für die 
fachgerechte Ausstattung. 

§ 7
Miet- und Leihinstrumente

Die Musikschule stellt im Rahmen ihrer 
Bestände Instrumente und Unterrichts-
mittel zur Verfügung. Näheres wird in 
der Gebührensatzung festgelegt.

§ 8 
Schulleitung

(1) Die Musikschule wird von einer mu-
sikpädagogischen Fachkraft geleitet. 
Diese wird vom Träger der Musikschule 
angestellt. 
(2) Der Leitung obliegen
 1.  die Vertretung der Musikschule 

im übertragenen Rahmen und die 
ständige Kontaktpflege zu den 
Akteuren in der kommunalen 
Bildungslandschaft,

 2.  die musikalisch-pädagogische 
Leitung, insbesondere

  a)  Verantwortung der Lehrstoffe, 
-inhalte und -methoden,

  b)  Führung des Kollegiums,
  c)  Beratung von Schülern und 

Eltern,
  d)  Entwicklung von Angebots-

formen, 
  e)  fachliche Information und 

Weiterbildung, 
  f)  künstlerische Aktivitäten
 3.  die organisatorische Leitung, 

 insbesondere 
  a)  Einteilung der Lehrkräfte 

(ggf. durch Vereinbarung) und 
Erstellung/Genehmigung des 
Stundenplanes, 

  b)  Auswahl und Vorschlag für 
die Bestellung des Lehr- und 
Verwaltungspersonals, Über-
wachung des Schulbetriebs, 

  c)  Aufstellung und Vollzug des 
Haushaltsplans, 

  d)  Planung und Ausgestaltung  
von Kooperationen,

  e)  Planung und Durchführung  
von Veranstaltungen,

  f)  Öffentlichkeitsarbeit,
  g)  Statistik, Analyse und 

 konzeptionelle Planung,
     4.  die Verantwortung für das 

 Qualitätsmanagement. 
(3) Der Leitung kann durch eine aus dem 
Lehrkörper bestimmte Lehrkraft unter-
stützt werden, die gleichzeitig die Lei-
tung im Verhinderungsfall vertritt. Die 
Bestimmung erfolgt durch den Schulträ-
ger nach Beteiligung der Leitung.

§ 9 
Lehrkräfte

(1) An der Musikschule unterrichten 
Lehrkräfte, die ein musikpädagogisches 
Fachstudium abgeschlossen haben oder 
eine vergleichbare Qualifikation nach-
weisen. Sie werden vom Träger der 
Musikschule verpflichtet. Für die Ver-
pflichtung von Lehrkräften hat die 
Schulleitung ein Vorschlagsrecht. 
(2) Die Aufgaben der Lehrkräfte werden 
in einer Dienstanweisung näher geregelt 
bzw. einzelvertraglich vereinbart. 

§ 10 
Vergütung

Die Vergütungen richten sich nach den 
gesetzlichen bzw. tarifvertraglichen Re-
gelungen für kommunale Musikschulen 
und den ergänzenden Regelungen des 
Trägers sowie den vertraglichen Verein-
barungen. 

§ 11 
Fort- und Weiterbildung

Die Lehrkräfte der Musikschule sollen 
sich laufend über neue Entwicklungen 
im Bereich der Musikerziehung infor-
mieren. Zur Sicherung und Verbesse-
rung des Unterrichtsniveaus kann der 

Träger Leitung und Lehrkräfte für die 
Teilnahme an Veranstaltungen zur Fort- 
und Weiterbildung freistellen und dafür 
Zuschüsse gewähren. Dabei können im 
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmit-
tel Obergrenzen festgelegt werden. Für 
angeordnete Fort- und Weiterbildung ist 
die angestellte Lehrkraft vom Unterricht 
freizustellen; der Träger übernimmt die 
Veranstaltungsbeiträge sowie die Fahrt 
und Aufenthaltskosten. 

§ 12 
Verwaltung

Für die Verwaltung der Musikschule 
wird geeignetes Fachpersonal bestellt. 
Regelmäßig wiederkehrende Verwal-
tungsaufgaben, insbesondere die Er-
hebung der Gebühren und die Perso-
nalverwaltung, werden vom Träger der 
Musikschule übernommen. 

§ 13 
Unterstützende Gremien

Zur Unterstützung der Musikschularbeit 
und zur Wahrung von Interessen können 
Vereinigungen wie Elternvertretung, 
Förderverein, Stiftung oder Beirat ge-
bildet werden. 

§ 14 
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am 01.09.2024 in 
Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 
02.05.1995 (ABl. Nr. 10/1995), zuletzt 
geändert durch Satzung vom 30.03.2022 
(ABl. Nr. 6/2022), außer Kraft. 

Kaufbeuren, 26.06.2024
Stadt Kaufbeuren
Stefan Bosse
Oberbürgermeister
 
Anlage 1: Schulordnung
Abschnitt I: Aufnahme und Austritt, 
Betrieb

§ 1
Anmeldung, Aufnahme

(1) Anmeldungen sind schriftlich an die 
Schule zu richten; sie müssen bis zum 
30.06. des laufenden Jahres eingegangen 
sein. Bei Minderjährigen ist die Anmel-
dung durch die Erziehungsberechtigten 
vorzunehmen. Kinder und Jugendliche 
aus einer gemeinnützigen Einrichtung 
(§ 1 Abs. 2 der Satzung) werden von der 
Leitung der Einrichtung angemeldet. 
(2) Über die Aufnahme entscheidet die 
Schulleitung nach pflichtgemäßem Er-
messen unter Berücksichtigung der 
Qualifikation der oder des Teilnehmen-
den, der Kapazität der Schule und der 
Reihenfolge der Anmeldung. Mit der 
schriftlichen Zusage der Schule ist der 
Angemeldete aufgenommen. Ein An-
spruch auf Aufnahme besteht nicht. Mit 
der Aufnahme erkennen die oder der 
Anmeldende oder Aufgenommene bzw. 
ihre oder seine gesetzliche Vertretung 
die Gruppenbildung der Schule und die 
Zuteilung der oder des Aufgenommenen 
zu einer bestimmten Gruppe an. Unter-
richtsteilnehmerinnen oder Unterrichts-
teilnehmer bzw. deren gesetzliche Ver-
tretung und die Schule können sich im 
gegenseitigen Einvernehmen auf einen 
Gruppenwechsel einigen. 
(3) Mit der Aufnahme beginnt die Ge-
bührenpflicht.

§ 2
Beendigung des Unterrichts-

verhältnisses
(1) Beim Unterricht in instrumentalen 
und vokalen Hauptfächern und in der 
Chorschule endet das Unterrichtsverhält-
nis mit der Kündigung des Unterrichts-
verhältnisses. Bei den Ensemblefächern, 
der musikalischen Frühförderung, der 
musikalischen Früherziehung, der mu-
sikalischen Grundausbildung und dem 
Instrumentalen Orientierungsjahr endet 
das Unterrichtsverhältnis nach Ende der 
Kursdauer. Eine Kündigung des Unter-
richtsverhältnisses ist nur zum Ende 
eines Schuljahres (31.08.) möglich. Die 
Kündigung muss schriftlich bis zum 
30.06. bei der Schulleitung eingegangen 
sein. Es genügt nicht, die Kündigung 
gegenüber den Lehrkräften der Musik-
schule auszusprechen.
(2) Während des Schuljahres kann eine 
Teilnehmerin oder ein Teilnehmer nur 
aus wichtigem Grund aus der Sing- und 
Musikschule ausscheiden. Die Gründe 
sind schriftlich darzulegen. Die Ent-
scheidung, ob ein wichtiger Grund vor-
liegt, obliegt der Leitung der Sing- und 
Musikschule. Die Möglichkeit, das 
Unterrichtsverhältnis im ganzen oder 
in Bezug auf Einzelfächer im gegensei-
tigen Einvernehmen vorzeitig zu been-
den, bleibt unberührt. 
(3) Bei Verstößen gegen die Schulord-

nung oder aus sonstigen zwingenden 
Gründen kann die         Musikschule 
nach Rücksprache mit der Schülerin 
oder dem Schüler bzw. ihrer oder sei-
ner gesetzlichen Vertretung das Unter-
richtsverhältnis unterbrechen oder vor-
zeitig beenden. Die Entscheidung, ob 
ein zwingender Grund vorliegt, obliegt 
der Leitung der Sing- und Musikschule.

§ 3
Unterrichtsstätte

(1) Der Unterricht findet grundsätzlich 
in den Schulräumen der Sing- und Mu-
sikschule statt (Präsenzunterricht). Aus-
nahmen sind bei der Vorbereitung von 
Veranstaltungen und bei Kooperationen 
mit anderen Bildungsträgern möglich. 
(2) Der Unterricht kann auch als Dis-
tanzunterricht durch digitale oder 
sonstige Technologien im Rahmen der 
rechtlichen Vorgaben und nach Wei-
sung durch die Schulleitung erfolgen. 
Die Schulleitung legt hierfür in einem 
Konzept die organisatorischen und tech-
nischen Nutzungsbedingungen fest. Die 
Schülerinnen und Schüler sind für die 
Schaffung und den Unterhalt der hierfür 
notwendigen technischen und sonstigen 
Voraussetzungen, soweit sie in ihren 
eigenen Bereich fallen, selbst verant-
wortlich. 

§ 4
Ordnung des Schulbesuchs

(1) Die Unterrichtsteilnehmerinnen und 
Unterrichtsteilnehmer sind zur regel-
mäßigen und pünktlichen Teilnahme am 
Unterricht verpflichtet. Verhinderungen 
sind den Lehrkräften unverzüglich mit-
zuteilen. Bleiben Minderjährige dem 
Unterricht unentschuldigt fern, unter-
richtet die Lehrkraft die Erziehungs-
berechtigten. Ein Anspruch auf Nach-
holung von versäumtem Unterricht oder 
auf Gebührenermäßigung besteht nicht. 
(2) Die Vorbereitung von Veranstaltun-
gen (z. B. Elternabende, Konzerte, Wett-
bewerbe) ist Bestandteil des Unterrichts. 
Die Teilnahme und Mithilfe an Veran-
staltungen wird erwartet. Die Sing- und 
Musikschule ist berechtigt, im Unter-
richt und in ihren übrigen Veranstal-
tungen Bild- und Schallaufzeichnungen 
herzustellen und für ihren Eigenbedarf 
sowie ihre Selbstdarstellung zu ver-
wenden. Eine Vergütungspflicht besteht 
nicht.
(3) Befreiung vom Unterricht ist nur in 
begründeten Ausnahmefällen möglich. 
(4) Bei wiederholtem unentschuldig-
tem Fernbleiben, mangelnder häusli-
cher Übungs- und Vorbereitungsarbeit, 
nachhaltiger Störung des Unterrichts, 
nicht pfleglicher Behandlung von Ein-
richtungs- und Gebrauchsgegenständen 
und sonstigen wesentlichen Störungen 
des Schulbetriebs kann die Schule ange-
messene Ordnungsmaßnahmen treffen. 
Ordnungsmaßnahmen können sein: 
1. mündliche Verwarnung oder schrift-
licher Verweis durch die Lehrkraft; 
2. Androhung des Ausschlusses oder 
Ausschluss durch die Schulleitung. 
Zu beabsichtigten Ordnungsmaßnah-
men im Rang über dem Verweis sind die 
Unterrichtsteilnehmerinnen und Unter-
richtsteilnehmer, bei Minderjährigen 
auch die Erziehungsberechtigten, zu 
hören. 

§ 5
Ausfallen von Unterricht

Unterricht, dessen Ausfall die Schule 
zu vertreten hat, wird nach Möglichkeit 
vor- oder nachgeleistet. Unterrichtsstun-
den, die durch eine geeignete Vertretung 
gehalten werden, oder die mit Schulver-
anstaltungen zusammenfallen, gelten 
nicht als ausgefallen. 

§ 6
Fremdunterricht

Unterrichtsteilnehmerinnen und Unter-
richtsteilnehmer in instrumentalen und 
vokalen Hauptfächern sollen nicht im 
selben Fach außerhalb der Sing- und 
Musikschule zusätzlichen Unterricht 
nehmen. 

§ 7
Instrumente und Unterrichtsmittel

(1) Nimmt eine Teilnehmerin oder Teil-
nehmer Unterricht in einem instrumen-
talen Hauptfach, so muss sie oder er 
grundsätzlich ein hierfür erforderliches 
und geeignetes Instrument besitzen. Die 
Schule kann im Rahmen ihrer Bestän-
de Instrumente und Unterrichtsmittel 
gegen Entgelt befristet vermieten. Das 
Nähere regelt die Gebührensatzung zur 
städtischen Sing- und Musikschulsat-
zung. 
(2) Gemietete Instrumente und Zube-
hör sind zu pflegen und auf Kosten der 
Unterrichtsteilnehmerin oder des Unter-

richtsteilnehmers bzw. seiner gesetzli-
chen Vertretung instand zu halten. Über 
Einzelheiten der Pflege hat sich die oder 
der Verpflichtete bei der Lehrkraft zu 
unterrichten. Mit Reparaturen dürfen 
nur von der Schule benannte Firmen be-
auftragt werden. 
(3) Für Verlust oder Beschädigung ge-
mieteter Instrumente oder Unterrichts-
mittel haften die Unterrichtsteilnehme-
rinnen und Unterrichtsteilnehmer bzw. 
deren gesetzliche Vertretung in vollem 
Umfang. Der Abschluss einer Haft-
pflichtversicherung wird empfohlen. 
(4) Gemietete Gegenstände dürfen nicht 
an Dritte weitergegeben werden. 

§ 8
Lern- und Arbeitsmittel

Mit der Aufnahme in der Schule ver-
pflichten sich die Unterrichtsteilnehme-
rinnen und Unterrichtteilnehmer bzw. 
deren gesetzliche Vertretung, die not-
wendigen Lernmittel selbst zu beschaf-
fen bzw. bei Sammelbestellungen die 
anteiligen Kosten zu übernehmen. 

§ 9
Aufsicht, Haftung

(1) Die Pflicht der Schule, Minderjähri-
ge zu beaufsichtigen, erstreckt sich auf 
die Dauer der Anwesenheit, die durch 
den Unterrichtsbesuch oder sonstige 
Schulveranstaltungen bedingt ist. 
(2) Eine Haftpflicht der Stadt für Per-
sonen-, Sach- und Vermögensschäden 
irgendwelcher Art, die bei der Teilnah-
me am Unterricht oder an sonstigen Ver-
anstaltungen der Schule eintreten, wird 
ausgeschlossen, es sei denn, der Scha-
den ist auf Vorsatz oder grobe Fahrläs-
sigkeit der Schulleitung, einer Lehrkraft 
oder einer anderen Mitarbeiterin bzw. 
eines anderen Mitarbeiters der Schule 
zurückzuführen. 
(3) Für Schäden, die eine Unterrichtsteil-
nehmerin bzw. ein Unterrichtsteilneh-
mer verursacht, insbesondere für den 
schuldhaften Verlust oder die schuld-
hafte Beschädigung von Lehr- und 
Lernmitteln, haftet die Unterrichtsteil-
nehmerin oder der Unterrichtsteilneh-
mer, bei Minderjährigen die gesetzliche 
Vertretung nach den Regeln des Bürger-
lichen Gesetzbuches. 

§ 9 a
Bedeutung und Aufgaben des 

 Elternbeirats
(1) Der Elternbeirat ist die Vertretung 
der Erziehungsberechtigten der Unter-
richtsteilnehmer. Art. 74 Abs. 2 Satz 2 
des Bayerischen Gesetzes über das Er-
ziehungs- und Unterrichtswesen findet 
Anwendung. Er soll eine von gegensei-
tigem Vertrauen getragene Zusammen-
arbeit von Schule und Erziehungsbe-
rechtigten fördern. 
(2) Aufgabe des Elternbeirats ist es, 
a) in Angelegenheiten, die für die Schule 
von allgemeiner Bedeutung sind, bera-
tend mitzuwirken, 
b) die Interessen der Unterrichtsteil-
nehmerinnen und Unterrichtsteilnehmer 
der Schule gegenüber zu wahren sowie 
Wünsche, Anregungen und Vorschläge 
der Erziehungsberechtigten zu beraten 
und gegebenenfalls an die Schule heran-
zutragen, 
c) das Interesse der Erziehungsberech-
tigten an der Sing- und Musikschule 
und an der musischen Bildung und Er-
ziehung der Unterrichtsteilnehmer zu 
pflegen. 
Im Rahmen seiner Aufgaben hat der 
Elternbeirat der Schule gegenüber An-
spruch auf die für seine Arbeit notwen-
digen Auskünfte. 

§ 9 b
Zusammensetzung und Wahl des 

Elternbeirats
(1) Der Elternbeirat besteht aus fünf eh-
renamtlichen Mitgliedern und wird von 
den Erziehungsberechtigten der Unter-
richtsteilnehmerinnen und Unterrichts-
teilnehmer aus ihrer Mitte für die Dauer 
von drei Jahren gewählt. Erforderlichen-
falls rücken Mitglieder aus einem Kreis 
von fünf gewählten Ersatzpersonen 
nach. 
(2) Bei der Wahl und bei der Ausübung 
der Tätigkeit des Elternbeirats gelten die 
Bestimmungen der § 17 Abs. 2 bis 5 so-
wie 7 und 8, § 19 Abs. 4 Satz 1 und § 
20 Abs. 1, 2, 4 und 6 der Volksschulord-
nung vom 11.09.2008 in der Fassung der 
Änderungsverordnung vom 31.03.2010 
analog. 

§ 10
Unfallversicherung

Die Schülerinnen und Schüler sind ge-
gen alle Unfälle auf dem direkten Weg 
zum und vom Unterricht sowie während 
des Unterrichts- bzw. Schulbetriebes 
und der schulischen Veranstaltungen 
nach Maßgabe des bestehenden Versi-
cherungsvertrages versichert. 

§ 11
Teilnahmebescheinigung

Den Unterrichtsteilnehmerinnen 
und Unter richtsteilnehmern wird auf 
Wunsch eine Bescheinigung über den 
Besuch der Sing- und Musikschule aus-
gestellt. Sie kann mit einer fachlichen 
Beurteilung verbunden werden. 

§ 12
Gesundheitsbestimmung

Beim Auftreten ansteckender Krankhei-
ten sind die allgemeinen Gesundheitsbe-
stimmungen für Schulen (insbesondere 
Infektionsschutzgesetz) anzuwenden. 
Die Schulleitung informiert umgehend 
den Schulträger. 
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    ÖFFNUNGSZEITEN

Allgemeine Verwaltung
Montag  8.00–12.00 Uhr 
 13.00–16.00 Uhr 
Dienstag  8.00–12.00 Uhr 
Mittwoch  8.00–12.00 Uhr 
Donnerstag  8.00–12.00 Uhr 
 14.00–16.00 Uhr 
Freitag  8.00–12.00 Uhr 
weitere Zeiten nach Terminvereinbarung

Führerscheinstelle 
Nur nach vorheriger online-Terminvereinbarung:
Dienstag bis Freitag  8.00–12.00 Uhr 
Donnerstag 14.00–16.00 Uhr
 
ohne vorherige online-Terminvereinbarung:
Montag  8.00–12.00 Uhr 
 13.00–15.30 Uhr 
und nach Terminvereinbarung

Auslänger- und Einbürgerungsbehörde
nur nach Online-Terminvereinbarung 

Bürgerbüro/Zulassungsstelle
Montag  8.00–12.00 Uhr 
 13.00–16.00 Uhr 
Dienstag  8.00–12.00 Uhr 
Mittwoch  8.00–12.00 Uhr 
Donnerstag  8.00–12.00 Uhr 
 13.00–16.00 Uhr 
Freitag  8.00–12.00 Uhr 
weitere Zeiten nach Terminvereinbarung

Grundsicherung/Asyl
Offene Sprechstunde:
Dienstag 8.00–10.00 Uhr
Donnerstag 14.00–16.00 Uhr 


